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157. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Bevor wir beginnen, begrüße ich neue Kolleginnen 
und Kollegen in unserer Mitte. Für die ausgeschiedene 
Abgeordnete Ana-Maria Trăsnea hat die Kollegin 
Angela Hohmann die Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag erworben. Herzlich willkommen! 

(Beifall)

Auf die ausgeschiedene Abgeordnete Nina Stahr folgt als 
neues Mitglied des Deutschen Bundestages die Kollegin 
Dr. Franziska Krumwiede-Steiner. Herzlich willkom-
men! 

(Beifall)

Und für den ausgeschiedenen Abgeordneten Pascal 
Meiser hat der Kollege Jörg Cezanne die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag erworben. Herzlich willkom-
men! 

(Beifall)

Sodann gratuliere ich nachträglich dem Kollegen 
Dr. Lars Castellucci zum 50. Geburtstag. 

(Beifall)

Und der Kollege Florian Hahn feiert seinen heutigen 
50. Geburtstag gemeinsam mit uns.

(Beifall)

Nun haben wir noch zwei Wahlen durchzuführen. In 
den Beirat bei der Bundesnetzagentur sollen auf Vor-
schlag der Fraktion der SPD der Abgeordnete Markus 
Hümpfer als Nachfolger für den ausgeschiedenen Abge-
ordneten Timon Gremmels als ordentliches Mitglied so-
wie der Abgeordnete Robin Mesarosch als Nachfolger 
für den Abgeordneten Markus Hümpfer als stellvertreten-
des Mitglied gewählt werden. – Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann sind Sie damit einverstanden. Dann sind die 
Kollegen als Mitglieder gewählt. 

In den Gemeinsamen Ausschuss gemäß Artikel 53a 
des Grundgesetzes soll auf Vorschlag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen die Abgeordnete Deborah 
Düring als Nachfolgerin für den ausgeschiedenen Abge-
ordneten Jürgen Trittin als stellvertretendes Mitglied ge-
wählt werden. – Ich sehe auch hier keinen Widerspruch. 
Dann sind Sie damit einverstanden. Dann ist die Kollegin 
Düring gewählt. 

Damit komme ich zur Tagesordnung. Der Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10616 wird in ver-
bundener Beratung mit Tagesordnungspunkt 11 aufgeru-
fen. Auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU findet 
heute nach den Wahlen eine Aktuelle Stunde mit dem 
Titel „Verschärfte Risiken der Energiepolitik der Bundes-
regierung nun durch den Bundesrechnungshof amtlich – 
Jetzt mit Maßnahmen für eine sichere und bezahlbare 
Stromversorgung gegensteuern“ statt. Der Zusatzpunkt 4 a 
wird abgesetzt. – Ich sehe auch dazu keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung der Unterrichtung des Bürgerrates „Er-
nährung im Wandel: Zwischen Privatangelegen-
heit und staatlichen Aufgaben“ 

Bürgergutachten – Empfehlungen des Bürger-
rates „Ernährung im Wandel: Zwischen Pri-
vatangelegenheit und staatlichen Aufgaben“ 
an den Deutschen Bundestag

Drucksache 20/10300
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Bevor ich den ersten Redner aufrufe und ihm das Wort 
erteile, möchte ich einige Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Bürgerrates auf der Tribüne zu dieser Debatte 
begrüßen. Herzlich willkommen!

(Beifall)
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat das Wort für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Leon Eckert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Un-
sere Demokratie steht vor Herausforderungen. Wie ich 
sind Sie viel unterwegs im Wahlkreis vor Ort. In den 
Gesprächen mit meinen Feuerwehrkameradinnen und 
-kameraden oder mit der Bergwacht und auf dem hei-
mischen Starkbierfest bekomme ich immer wieder das 
gleiche Feedback: Du bist super, du bist okay. Du bringst 
unsere Interessen nach Berlin. Aber die da oben sind 
irgendwie abgekoppelt, und da kriege ich nicht alles mit. – 
In dieser Stimmung sind wir gefordert, unsere Demokra-
tie weiterzuentwickeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Denn Meinungen suchen nach Zustimmung. Parteien su-
chen nach Zustimmung. Aber auch unsere Demokratie 
als Ganzes muss um Zustimmung werben. Wir müssen 
uns darum bemühen, sie weiterzuentwickeln, damit wir 
unsere Demokratie standhaft und stark machen.

Der Bürgerrat ist ein Instrument, um Innovationen wei-
terzuentwickeln und sie voranzubringen. Deswegen war 
der erste Bürgerrat des Deutschen Bundestages ein Test-
lauf, ein Ausprobieren, um zu gucken: Wie können Bür-
gerräte einen Mehrwert für unser Parlament bringen? 
Diejenigen, die dabei geholfen haben – 160 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer –, haben Empfehlungen ausgear-
beitet, ehrenamtlich, in einer ganzen Reihe von Online- 
Events und Wochenendsitzungen. Vielen Dank dafür!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es steht jetzt schon fest: Es ist gelungen, eine fundierte 
inhaltliche Debatte anzustoßen. Die Impulse und Emp-
fehlungen sind es wert, debattiert zu werden. Das werden 
wir jetzt auch gleich tun. Gleichzeitig sehen wir: Der 
Bürgerrat des Deutschen Bundestages schafft das besser, 
was bisherige Bürgerbeteiligung oft nicht geschafft hat. 
Er bildet die Meinungen derjenigen besser ab, die ansons-
ten vielleicht nicht gekommen wären, und auch die Mei-
nungen derjenigen, die sich nicht trauen, zu einer Abge-
ordnetensprechstunde zu kommen, oder die vielleicht gar 
keinen Bezug zu dem Thema haben. Das spiegelt die 
Vielfalt unseres Landes wider. Es können diejenigen dis-
kutieren – und das besser als in anderen Beteiligungs-
formaten –, die sonst vielleicht davon abgehalten werden. 
Das ist die große Stärke und die große Chance des Bür-
gerrates. Das haben wir in diesem ersten Bürgerrat gese-
hen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was gibt es noch zu tun? Wir sind in einem Testlauf. 
Wir müssen uns verbessern. Wir müssen noch herum-
doktern und etwas wirklich Gutes daraus machen. Ver-
fahren und Umgang müssen wir natürlich noch erarbei-
ten, angefangen vom Wording bis hin zu den Fragen: Wie 
geht man mit dem Bürgerrat um? Wie setzt man ihn ein? 
Wie debattiert man über die Themen, die behandelt wer-
den sollen? Dabei müssen wir den Spagat schaffen zwi-
schen „Das kommt am Ende in die Schublade; das wird 
total überhöht“ und „Das muss umgesetzt werden“. Diese 
Arbeit steht uns noch bevor, und es ist das Spannende an 
diesem Prozess, den richtigen Weg zu finden.

Wir alle sind gefragt, uns einzubringen und unsere 
Demokratie weiterzuentwickeln. Die Kritiker sind da 
hochwillkommen; denn wir wollen etwas Gutes schaffen, 
und das muss auf alle Untiefen abgeklopft werden. Aber 
wer Angst hat, irgendeinen Fehler zu machen, wer alles 
abwehrt, wer sich gar nichts traut, der verschläft die guten 
Ideen, der verschläft die Innovationen und der wird im 
Zweifel abgehängt. Ich bin der Meinung: Eine selbst-
bewusste, repräsentative Demokratie muss sich vor den 
Meinungen der Bürger nicht verstecken. Das machen wir 
hier alle nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir gehen auf die Demos der Bauern, wir gehen in die 
Bürgersprechstunden. So habe ich auch die Übergabever-
anstaltung des Bürgerrates wahrgenommen. Da waren 
Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen. Sie konnten 
ihre eigene Meinung artikulieren und sagen, wo sie zu-
stimmen und wo nicht. In diesem Spirit müssen wir doch 
weiterarbeiten.

Der Bürgerrat ist ein Ort der Debatte. Seine Empfeh-
lungen haben keinen Anspruch auf Umsetzung. Aber er 
soll uns Impulse liefern, und wir haben uns vorgenom-
men, jetzt ernsthaft darüber zu diskutieren. Wie erfolg-
reich der Bürgerrat ist, hängt nicht nur vom Bürgerrat 
selbst ab, sondern maßgeblich von der Debatte in diesem 
Haus. Daher mein Appell an Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Seien Sie selbstbewusst! Seien Sie meinungs-
stark! Lassen Sie uns über die Vorschläge diskutieren und 
debattieren!

Darauf freue ich mich.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Philipp Amthor.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Regierungskoalition hat gegen unsere Stimmen die 
Einsetzung des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ be-
schlossen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Gegen unsere 
auch!)
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Wir haben dieses einseitige Vorgehen kritisiert.
(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Wir haben auch grundsätzliche Zweifel an der Eignung 
eines parlamentarischen Bürgerrates angemeldet.

Ich will aber zu Beginn schon sagen: Unsere Kritik gilt 
und galt zuallererst der Ampel und nicht Ihnen, den Bür-
gerinnen und Bürgern,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist das denn für eine Pirouette!)

die sich ehrenamtlich für diesen Bürgerrat engagiert ha-
ben. Denn ich konnte mich in persönlichen Gesprächen 
von Ihrem Herzblut überzeugen und sage deswegen auch 
im Namen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Vielen 
Dank, dass Sie sich in diesen Bürgerrat eingebracht ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Obwohl wir die Einsetzung dieses Bürgerrats abge-

lehnt haben, haben wir uns konstruktiv daran beteiligt; 
das gilt natürlich auch für das weitere parlamentarische 
Verfahren. Wir haben über die einzelnen Empfehlungen 
im Kreise der Fachpolitiker diskutiert, zwar mit unter-
schiedlichen Vorlieben – etwa für die Stärkung der Er-
nährungsbildung, mit Kritik an der Einführung einer Zu-
ckersteuer durch die Hintertür –, aber mit Ernsthaftigkeit. 
Deswegen werden wir auch jetzt in der Debatte von den 
Fachkollegen einiges zu den fachlichen Vorschlägen des 
Bürgerrats hören.

Da es sich hier aber um den ersten Bürgerrat des Deut-
schen Bundestages handelt, will ich es noch einmal etwas 
grundsätzlicher auffächern. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, unser parlamentarisches Regierungssystem steht 
unter großem Druck, unter dem Druck einer Entparla-
mentarisierung, und das kann man anhand einiger Bei-
spiele klar illustrieren: Anstatt etwa zu zentralen Fragen 
der Außenpolitik hier im Parlament Stellung zu nehmen, 
anstatt an Ausschusssitzungen teilzunehmen und sich zu 
erklären, zieht es der Bundeskanzler dieser Tage vor, sich 
vor einer Schulklasse in Sindelfingen zu erklären, bevor 
er es vor dem Deutschen Bundestag tut.

(Widerspruch bei der SPD – Zuruf der Abg. 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Man muss es so klar sagen: Wenn unser Oppositions-
führer den Bundeskanzler hier im Parlament nicht immer 
wieder so stellen würde, dann würde er weiter im Schlaf-
wagen am Parlament vorbeifahren, und das ist schlecht 
für den Parlamentarismus in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Es geht noch weiter: Zu zentralen gesellschaftspoliti-
schen Fragen werden Expertenkommissionen eingerich-
tet, etwa zum Schutz des ungeborenen Lebens. Wir haben 
es zu tun mit immer mehr Auslagerung von Verantwor-
tung in Expertenkommissionen, immer mehr Verlagerun-
gen auf die internationale Ebene, immer schnelleren Ver-
fahren, und zwar zulasten des Parlaments, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. So kann das doch nicht wei-
tergehen.

Wir müssen uns fragen: Wie kann man das therapie-
ren? Mit Verlaub, ich glaube nicht, dass man das thera-
pieren kann, indem die Bundestagspräsidentin in einer 
von ihr selbst so bezeichneten Bürgerlotterie versucht, 
ein gut legitimiertes Gremium zusammenzulosen. Denn 
es ist so: Volkssouveränität zeichnet sich in unserem 
Land durch Wahlen und Abstimmungen aus und nicht 
durch Auslosung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD])

Repräsentation ist in unserem Staat keine Frage von 
Zufällen, sondern eine Frage von parlamentarischen Ver-
fahren. Und parlamentarische Demokratie bedeutet Re-
präsentation durch Parlamentarier in Verantwortung vor 
ihren Wählern und nicht Entscheidung oder Beratung zur 
Entscheidung in herbeiquotierten Räten. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, unser Grundgesetz hat seit 75 Jahren 
einen materiell super legitimierten Bürgerrat, und das ist 
der Deutsche Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
So sinnvoll die Empfehlungen sind und sosehr ich auch 

das Engagement der Einzelnen nicht infrage stelle, so 
muss ich schon sagen: Man schwächt den Deutschen 
Bundestag, wenn man den Eindruck vermittelt, der Bür-
gerwille oder gar die notwendige Sachkompetenz könne 
nur durch neue Instrumente Eingang in dieses Parlament 
finden. Wir müssen sagen: So klug die Ideen eines Bür-
gerrates sind – einige kluge Ideen sind dabei –, wir kön-
nen sie nicht anders behandeln als minderqualifizierte 
oder genauso qualifizierte Eingaben anderer Bürger. Es 
kommt in unserer Demokratie auf Argumente an und 
nicht auf herbeiquotierte Deliberation, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Deswegen will ich Ihnen auch sagen – das ist wichtig; 
wir verschließen uns diesem Instrument ja nicht für die 
Zukunft –:

(Zurufe von der SPD: Ah!)
Entscheidend ist, dass wir gemeinsam ein grundlegendes 
Verständnis der parlamentarischen Demokratie haben: 
dass nämlich das Parlament gestärkt werden muss und – 
das ist zentral – dass nicht einseitig von der Mehrheit über 
die Minderheit entschieden werden kann. Wir erleben es 
beim Wahlrecht gegen die Opposition. Sie verweigern 
uns unser verfassungsrechtlich verbrieftes Recht auf Ein-
setzung eines Untersuchungsausschusses. Sie machen 
einseitig Politik für die Mehrheit, und damit lässt sich 
keine Akzeptanz für neue Instrumente finden, jedenfalls 
von uns nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen sage ich entschieden zum Abschluss: Un-

sere CDU/CSU-Bundestagsfraktion erwartet mehr und 
Substanzielleres von der Mehrheit und auch von der Prä-
sidentin dieses Hauses zur Stärkung der repräsentativen 
Demokratie.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Marianne Schieder.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Marianne Schieder (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Mitglieder des ersten Bürgerrats auf der Zu-
schauertribüne! Der erste Bürgerrat des Deutschen Bun-
destags hat seine Arbeit abgeschlossen und das Ergebnis 
als Bürgergutachten an unsere Präsidentin übergeben. 
Zum Thema „Ernährung im Wandel: Zwischen Privat-
angelegenheit und staatlichen Aufgaben“ wurden sehr 
gute Empfehlungen erarbeitet, mit denen wir uns heute 
hier im Hohen Hause beschäftigen. Das ist gut, richtig 
und auch wichtig. Wir zeigen nämlich damit: Wir nehmen 
diese Ergebnisse ernst. Wir würdigen die Arbeit der Bür-
gerinnen und Bürger und setzen uns im Parlament inten-
siv damit auseinander.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, unsere Debatte heute bedeutet für 
mich Abschluss, Auftrag und Anfang zugleich. Es ist 
ein Abschluss, weil ein für uns alle neues Instrument 
der Bürgerbeteiligung erfolgreich durchgeführt werden 
konnte und ein, wie ich finde, wirklich gelungenes Bür-
gergutachten mit konkreten Vorschlägen für die Politik 
vorliegt.

Knapp zwei Jahre haben wir in der Berichterstatter-
gruppe Bürgerrat intensiv gearbeitet, um diesen ersten 
Bürgerrat ins Werk zu setzen. Die Union war dabei, 
Gott sei Dank, mit Stefan Müller. Also es ist nicht so, 
wie Sie es hier dargestellt haben, Herr Kollege Amthor.

(Zuruf des Abg. Philipp Amthor [CDU/CSU])

Im April 2022 hatte der Ältestenrat beschlossen, eine 
Berichterstattergruppe einzurichten, in der jede Fraktion 
mit einem Mitglied vertreten ist, und im Mai 2023 haben 
wir die Einsetzung des Bürgerrates im Deutschen Bun-
destag beschlossen.

160 ausgewählte Bürgerinnen und Bürger haben – un-
terstützt durch eine neutrale Moderation und begleitet 
von Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und 
Praxis – das Thema Ernährung aus den verschiedensten 
Blickwinkeln betrachtet, diskutiert und schließlich Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet. Auch ich möchte mich an 
dieser Stelle ganz herzlich bei allen Bürgerinnen und 
Bürgern für ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bedanken, 
aber auch für das große Engagement, mit dem sie sich 
hier eingebracht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich gilt mein Dank auch allen, die in irgendeiner 
Art und Weise zum Gelingen des ersten Bürgerrates bei-
getragen haben, insbesondere auch der Stabsstelle der 
Verwaltung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Anfang ist 
die heutige Debatte, weil wir mit der parlamentarischen 
Befassung beginnen und damit aus den Handlungsemp-
fehlungen des Bürgerrats konkrete Politik werden kann. 
Die Handlungsempfehlungen können sich sehen lassen. 
Da geht es etwa um die Forderung nach kostenlosem 
Mittagessen für Schülerinnen und Schüler, aber auch 
um die Frage des Tierwohls und die Personalausstattung 
in den Lebensmittelkontrollbehörden bis hin zu einer Al-
tersgrenze für den Konsum von Energydrinks. Der Bür-
gerrat hat also ein sehr breites gesellschaftliches Thema 
hervorragend erschlossen, und ich kann allen empfehlen, 
dieses Bürgergutachten zu lesen.

Trotzdem gilt, was ich schon in der Debatte zum Ein-
setzungsbeschluss gesagt habe: Der Bürgerrat ersetzt we-
der unseren parlamentarischen Auftrag noch gefährdet er 
ihn noch schwächt er ihn, Herr Kollege Amthor, und das 
wissen Sie ganz genau.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das, was Sie hier dargestellt haben, ist einfach absurd.
Der Ort für Entscheidungen in unserer repräsentativen 

und parlamentarischen Demokratie ist und bleibt das Par-
lament. Das ändert sich auch nicht durch die Einsetzung 
eines Bürgerrates.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist das 
Ergebnis dieses ersten Bürgerrats für uns alle ein Auftrag. 
Es geht nicht darum, dass wir die Empfehlungen im Bür-
gergutachten eins zu eins umsetzen und zu allem Ja und 
Amen sagen. Nein, es geht darum, dass wir diese Emp-
fehlungen ernst nehmen und wir die geleistete Arbeit 
würdigen, indem wir uns umfassend und detailliert damit 
auseinandersetzen. Dazu gibt es in den Ausschüssen ganz 
bestimmt die Gelegenheit. Ich kann nur sagen: Nutzen 
wir sie!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss darf ich sagen: Ich bin überzeugt, dass 
dieser Bürgerrat bei den Beteiligten zu einem besseren 
Verständnis für den nicht immer einfachen demokrati-
schen Prozess beigetragen hat, weil er das Bewusstsein 
dafür geschaffen hat, wie dieser demokratische Prozess 
läuft und wie hart man um Entscheidungen ringen muss, 
aber auch, weil er das Bewusstsein dafür geschärft hat, 
dass Entscheidungen gelten, wenn sie getroffen sind.

Ein Mitglied des Bürgerrats hat es, wie ich finde, sehr 
treffend zusammengefasst:

„Der Bürgerrat hat mir in seiner Bandbreite gezeigt, 
dass demokratischer Austausch durchaus keine 
hohle Floskel sein muss. Die Diskussionen waren 
sehr respektvoll und man begegnete sich – trotz 
unterschiedlicher Sichtweisen – mit Wertschät-
zung.“
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Vorsitzende einer 
der schönsten Berichterstattergruppen dieses Hauses 
möchte ich mich natürlich auch ganz herzlich bei allen 
Kolleginnen und Kollegen für unser gutes Miteinander 
bedanken. Wir arbeiten ja bereits am zweiten Bürgerrat, 
und ich bin ziemlich zuversichtlich, dass wir ihn noch vor 
der parlamentarischen Sommerpause einsetzen können.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Karsten Klein 
[FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Peter 

Felser.

(Beifall bei der AfD)

Peter Felser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Bürgerräte! Es ist ja wunderbar, dass alle hier 
die Arbeit der Bürgerräte loben. Und diese Arbeit, diese 
vielen Stunden an Engagement – ja, das ist durchaus 
anerkennenswert. Ich selbst konnte mich bei einem Prä-
senztreffen hier in Berlin davon überzeugen: Die aus-
gewählten Bürger waren wirklich engagiert, kritisch 
und auch sehr leidenschaftlich dabei.

Und auch das Thema ist wichtig. Lassen Sie mich 
nochmals an die Dringlichkeit guter Ernährungspolitik 
erinnern: Über 70 Prozent der westlichen Zivilisations-
krankheiten sind ernährungsbedingt. Falsche Ernährung 
ist die Ursache für unsere Probleme im Gesundheitssys-
tem, in den Krankenhäusern und nicht zuletzt bei Millio-
nen unserer Mitbürger. Hier anzusetzen, ist also vollkom-
men richtig.

Umso höher sind jetzt die Erwartungen der Bürgerräte. 
Sie haben fleißig gearbeitet, sie haben neun konkrete Vor-
schläge gemacht – jetzt wollen sie auch Antworten haben. 
Unsere Aufgabe als Politiker ist es, ganz klar zu sagen, 
was geht und was dann halt leider nicht geht.

Zum Beispiel die kostenfreie Verpflegung an Schulen: 
Gute Sache, aber es ist erstens Ländersache. Zweitens 
muss man schon auch die Frage beantworten: Wer be-
zahlt das? Und drittens sollte es schon auch gerecht zu-
gehen. Mittagessen für alle kostenlos oder nur für dieje-
nigen, die es wirklich nötig haben?

Zweites Beispiel: Verbrauchsabgabe zur Förderung 
des Tierwohls. Hört sich gut an. Keiner von uns – das 
unterstelle ich jetzt einfach mal – möchte, dass es den 
Tieren bei unseren Bauern nicht gut geht. Aber wollen 
wir wirklich Fleisch zum Luxusgut machen? Minister, 
Politiker, Unternehmer gönnen sich ihr dickes Steak, 
und der alleinerziehenden Mutter muss Kartoffelstampf 
mit Quark reichen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wollen wir das, Ernährung nach dem Zweiklassenprin-
zip? Nein, das lehnen wir ab!

(Beifall bei der AfD)

Ich bin nur ehrlich, liebe Kollegen, und das sollten Sie 
gegenüber den Bürgerräten auch sein.

Lassen Sie mich ein drittes Beispiel bringen. Die Bür-
gerräte fordern – ich zitiere – „gesunde, ausgewogene 
und angepasste Gemeinschaftsverpflegung in Kranken-
häusern, Reha-, Senioren- und sonstigen Pflegeeinrich-
tungen“. Chapeau, nichts Klügeres und Wichtigeres als 
das! Ist es denn nicht unglaublich? Sie kommen krank in 
ein Krankenhaus, und die Verpflegung macht sie noch 
kränker. Statt gesunder Fette, Nüssen, Vollkorn, Obst 
und Gemüse bekommen sie ein Stückchen Margarine 
und eine überzuckerte Marmelade auf die Weißbrotschei-
be. Unglaublich, aber so sieht es in den Krankenhäusern 
und Senioreneinrichtungen leider aus.

Hier haben die Bürgerräte kluge Vorschläge gemacht, 
sehr kluge. Und wissen Sie was, liebe Kollegen? Das 
hätten wir schon vor Einberufung der Bürgerräte hier 
umsetzen können! Wir von der AfD haben im Jahr 2022 
hier an dieser Stelle den Antrag „Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Mangelernährung in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen“ eingebracht – von der AfD ge-
fordert, von Ihnen abgelehnt.

(Beifall bei der AfD)

Wissen Sie, was das Problem hier in diesem Hause ist? 
Das Problem ist, dass Sie alle von den Altparteien rein 
ideologisch unterwegs sind. Es geht Ihnen gar nicht um 
gute Vorschläge. Es geht Ihnen gar nicht darum, was 
unserer Bevölkerung guttut. Sie ziehen Ihre Ideologie 
durch, ohne Rücksicht auf Verluste.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt hat er gemerkt, dass er für die AfD 
spricht! – Zuruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Liebe Frau Künast, hören Sie zu!
Wenn es Ihnen wirklich um das Wohl unserer Bevöl-

kerung ginge und wenn es Ihnen um echte Bürgerbetei-
ligung ginge, dann wäre jeder Bürger in Deutschland ein 
Bürgerrat, nämlich als Bürger beteiligt an Instrumenten 
direkter Demokratie.

(Beifall bei der AfD)

Das wäre echte Beteiligung, das wäre Mitbestimmung. 
Aber diese Beteiligung des Volkes, das scheuen Sie ja 
wie der Teufel das Weihwasser. Wir als Alternative für 
Deutschland setzen uns klar für direkte demokratische 
Beteiligung ein.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was machen Sie dann 
hier? Warum kommen Sie dann überhaupt 
hierher?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Dr. Gero Clemens Hocker.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Es ist das Wesen einer Koalition, dass man Kom-
promisse macht. Und ich gebe gerne zu Protokoll, dass 
die Einrichtung dieses Bürgerrates für uns ein Kompro-
miss gewesen ist – nicht aus Misstrauen gegenüber den 
Menschen, die daran dankenswerterweise teilgenommen 
haben, sondern weil wir der Überzeugung sind, dass un-
sere parlamentarische repräsentative Demokratie in der 
Lage ist, Lösungen herbeizuführen, und weil wir der 
festen Überzeugung sind, dass es kein besseres politi-
sches System gibt.

Es dauert manchmal etwas länger, weil Kompromisse 
gefunden werden müssen, weil Menschen beteiligt wer-
den, weil individuell mit einzelnen Betroffenen gespro-
chen wird, weil mit Verbänden diskutiert wird. Aber das 
ist keine Schwäche des Systems, sondern gerade Aus-
druck dessen, dass eine breite Beteiligung erfolgt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Und das sollten wir als 
selbstbewusste Parlamentarier auch zum Ausdruck brin-
gen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Peggy 
Schierenbeck [SPD])

Ich fahre regelmäßig mit dem Zug; ich sehe mich aber 
nicht in der Lage, besser als Experten darüber zu urteilen, 
wie man es hinbekommt, dass alle Züge pünktlich sind. 
Menschen, die in einem Haus wohnen, können dieses 
Haus noch lange nicht selber entwerfen oder es gar bau-
en. Und wenn Menschen krank sind, werden sie nicht 
dadurch zum Arzt. Und, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, weil jemand isst und trinkt, weiß er oder 
sie deswegen nicht besser, wie hochwertige Lebensmittel 
in Deutschland erzeugt werden, als diejenigen, die das 
gelernt haben, die seit Jahrzehnten da draußen als Land-
wirte, in der Veredelungswirtschaft, im vor- und nach-
gelagerten Bereich genau dies leisten. Auch das gehört 
dazu: dass ein Parlament das selbstbewusst erkennt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Im Gegenteil, je komplexer ein Vorgang und je arbeits-
teiliger er ist, umso schwieriger ist er für den Einzelnen 
durchschaubar. Ich habe schon den Eindruck, dass einige 
Forderungen und Formulierungen, die bei dem Experten-
rat getroffen wurden, dann doch ein bisschen einem 
Wünsch-dir-was entsprechen.

Ich gebe drei Beispiele:
Kostenloses Mittagessen für Kinder in Kindertages-

stätten. Das würde bedeuten, dass diejenigen, die kinder-
los sind, mit ihren Steuergeldern die Mittagessen der 
Kinder von Eltern bezahlen, die vielleicht Rechtsanwalt 
sind, die vielleicht Ärztin sind oder Bundestagsabgeord-
nete. Ich sage Ihnen ganz ausdrücklich: Das hielte ich für 
unfair.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Abg. Amira Mohamed Ali [BSW])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gehört dazu, 
sich so kritisch mit solchen Vorschlägen auseinander-
zusetzen, wenn man sie ernst nimmt.

Zweites Beispiel. Abgelaufene Lebensmittel, die noch 
genießbar sind, sollen verpflichtend abgegeben werden. 
Das verkennt vollständig, dass die höchste Lebensmittel-
verschwendung schon lange nicht mehr im Einzelhandel 
passiert, weil man da Systeme etabliert hat, um am Ende 
des Tages möglichst wenig wegschmeißen zu müssen; die 
Tafeln beklagen, dass es zu wenig dieser Lebensmittel 
gibt.

Fast die Hälfte der Lebensmittelverschwendung er-
folgt in privaten Haushalten, weil sich die Menschen 
nicht mehr darauf verlassen, dass sie mit ihren Sinnen – 
mit dem Geschmackssinn, mit dem Geruchssinn – die 
Entscheidung treffen können, ob ein Lebensmittel noch 
genießbar ist oder nicht. Wenn das Mindesthaltbarkeits-
datum nur am Horizont erscheint, werden Lebensmittel 
häufig genug weggeschmissen. Da müssen wir ran, 
meine Damen und Herren. Aber eine Verpflichtung, 
dass Lebensmittel im Einzelhandel am Ende des Tages 
abgegeben werden, hilft da leider überhaupt nicht.

(Beifall bei der FDP)
Das dritte Beispiel: höhere Tierhaltungsstandards. Ja, 

meine Damen und Herren, wir diskutieren seit Jahren 
darüber, wie man es finanzieren kann und wie groß 
denn tatsächlich der gesellschaftliche Wunsch nach hö-
heren Tierhaltungsstandards ist. Was passiert, wenn sie 
bei Umfragen eingefordert werden, der Konsument aber 
nicht bereit ist, hierfür auch einen entsprechenden Preis 
zu bezahlen? Wir arbeiten an der Frage sehr intensiv. Eine 
Lösung zeichnet sich aber noch nicht ab. Ich glaube, dass 
es gut wäre, wenn ein solcher Rat dann tatsächlich auch 
viel mehr in die Tiefe einsteigen und die Praktikabilität 
seiner Forderungen viel mehr in den Blick nehmen wür-
de, als an der Oberfläche solche Wünsche zu formulieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere De-
mokratie steht unter Druck – von links, von rechts und 
auch von außen. Ich glaube, es wäre falsch, den Eindruck 
zu erwecken, dass zu wenig Bürgerbeteiligung gerade 
eine Schwäche unserer Demokratie wäre. Ich glaube, 
wir sind gerade in diesen schwierigen Zeiten gehalten, 
den Rücken geradezumachen für das System, das uns 
seit über 70 Jahren Frieden, Freiheit und Wohlstand in 
der Mitte Europas gewährt.

Vielen Dank fürs Zuhören.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Renate Künast.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich beginne mit einem Dank an die Präsidentin: Sehr 
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geehrte Frau Präsidentin, liebe Bärbel Bas, herzlichen 
Dank dafür, dass Sie die Einrichtung eines Bürgerrats 
vorangetrieben und durchgesetzt haben; denn ich glaube, 
das ist gerade in diesen Zeiten ein wichtiges Zeichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Dank auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, das 
war ein sehr professioneller Prozess.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich würde noch mehr dazu sagen, wenn ich nicht nur vier 
Minuten Redezeit hätte.

Ich möchte Herrn Schäuble danken;
(Beifall der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

das wird Sie vielleicht wundern. Wolfgang Schäuble war 
14 Legislaturperioden Mitglied dieses Hohen Hauses und 
hat in diesen 14 Legislaturperioden voller Selbstbewusst-
sein, Professionalität und Seriosität gelernt: Wir können, 
dürfen und sollen auch die Bürgerinnen und Bürger direkt 
befragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Das stimmt nicht! Er hat nie einen Bür-
gerrat gefordert!)

Er war ein wichtiges Mitglied Ihrer Fraktion, dem Sie an 
dieser Stelle leider inhaltlich nicht folgen. Er hat die 
Schirmherrschaft über den Bürgerrat „Deutschlands 
Rolle in Welt“ übernommen. Er hat die Idee eines Bürger-
rats immer vertreten – immer. Und das finde ich auch 
richtig.

Wir haben Wissenschaftliche Beiräte, wir machen An-
hörungen, veranstalten runde Tische in den Ministerien, 
zu denen Sachkundige im Nadelstreifenanzug oder im 
T-Shirt, NGOs oder CEOs eingeladen sind. Was hindert 
uns eigentlich in unserer majestätischen Größe daran, 
solche Instrumente zu nutzen? Niemand hindert uns da-
ran. Ich finde, die Einsetzung dieses Bürgerrats war klug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen: Wenn 
man einen Blick ins Grundgesetz, Artikel 20 Absatz 2 
Satz 1 wirft, dann liest man: „Alle Staatsgewalt geht 
vom Volke aus.“ Dann steht da noch: Sie wird in Wahlen 
und Abstimmungen und durch Legislative, Exekutive 
und Judikative ausgeübt.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Da steht aber 
nicht: durch Losentscheid!)

– Da steht nicht: durch Losentscheid. Aber, Herr Ullrich, 
ich weiß nicht, ob bei Ihnen oder bei uns oder bei irgend-
einer Fraktion nicht auch manchmal der Zufall eine Rolle 
spielt, ob wir auf einem aussichtsreichen Listenplatz ste-
hen oder nicht oder wer von Ihnen einen für ein Direkt-
mandat aussichtsreichen Wahlkreis erhält.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Wider-
spruch bei der CDU/CSU – Dr. Götz 

Frömming [AfD]: Das ist unsäglich! Das ist 
eine Missachtung des Parlaments!)

Meine Damen und Herren, dass Sie sich darüber erhe-
ben und sagen, die Besetzung des Bürgerrats sei eine 
Zufallsauswahl, finde ich vollkommen absurd; denn das 
sind wir auch: Der eine kriegt den Platz, der andere nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Das lässt tief blicken!)

Herr Amthor hat auch gesagt, wir würden eine Art 
Herbeizitierung von Delegitimation betreiben. Nein. 
Wir fragen die Bürgerinnen und Bürger, was in ihrem 
Alltag ein Problem ist, und sie haben uns eine Antwort 
darauf gegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Nicht mal das Thema durften sie auswählen! 
Alles vorgegeben! Betreutes Denken ist das!)

Dafür meinen herzlichen Dank. Dieses Thema eignet sich 
nicht für irgendwelche juristischen Spielchen, es eignet 
sich auch nicht für Ideologiedebatten, die hier manchmal 
geführt werden, meine Damen und Herren. Die Bürgerin-
nen und Bürger haben uns etwas ins Hausaufgabenheft 
geschrieben, und sie haben uns auch eindeutig die soziale 
Frage ins Hausaufgabenheft geschrieben. Wir wissen 
doch sehr genau, dass gerade in weniger gebildeten 
Schichten, in Familien, die weniger finanzielle Mittel 
zur Verfügung haben, ernährungsbedingte Krankheiten 
bei Kindern und älteren Menschen am häufigsten auftre-
ten. Das verhindert Lebenschancen. Und deshalb müssen 
wir etwas tun.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich würde ein paar Maßnahmen umsetzen. Ich finde, 
die Verbesserung der Gemeinschaftsverpflegung in Kitas, 
Schulen, Krankenhäusern und Pflegeheimen ist richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich finde es richtig, dass durch Labels mehr Transparenz 
geschaffen werden soll; denn wir haben als Kundinnen 
und Kunden das Recht, uns zu entscheiden, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Peggy 
Schierenbeck [SPD])

Ich finde es richtig, dass es ein kostenloses Mittagessen in 
den Schulen gibt. Wir müssen uns darüber verständigen – 
eigentlich sind die Länder zuständig –, wie wir das hin-
kriegen. Wenn wir sagen, dass die Ganztagsschule zur 
Förderung der Kinder und zur Entlastung der Eltern, die 
berufstätig sind – nur wenige können sich das anders 
leisten –, notwendig ist, dann gehört dazu auch ein kos-
tenloses Mittagessen für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Ich finde die Idee zur Senkung der Mehrwertsteuer 
brillant, meine Damen und Herren. Die Menschen wol-
len, dass Gemüse und Obst preiswerter werden und Zu-
cker teurer wird.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das wollen 
Sie! Nicht die Menschen!)

Dahinter stehen wissenschaftliche Erkenntnisse. Das ha-
ben sich die Bürgerinnen und Bürger nicht selbst aus-
gedacht, meine Damen und Herren,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

und es entspricht ihren Erfahrungen im Alltag. Ich finde 
es richtig, dass wir es ernsthaft angehen, dass Energy-
drinks – das Bundesamt für Risikobewertung berichtet 
über viele Krankheitsfälle, Herzrhythmusstörungen, so-
gar Todesfälle – erst ab 16 Jahren zugelassen werden, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Bürgerinnen und Bürger haben uns gesagt, wo sie 
der Schuh drückt. Manche Maßnahmen setzen wir bereits 
um, zum Beispiel in der Gemeinschaftsverpflegung. Ich 
kann jetzt nicht mehr alle darstellen.

Eines will ich zum Schluss sagen: Die Bürgerinnen 
und Bürger haben ernsthaft, fachlich und mit viel Mühe 
gearbeitet. Sie haben uns etwas ins Hausaufgabenheft 
geschrieben, und wir sind verpflichtet, das ernsthaft zu 
prüfen. Ich würde gerne einen Gutteil dieser Maßnahmen 
auch wirklich umsetzen. Wer Wissenschaftler oder Bür-
ger anhört, muss dann auch Konsequenzen ziehen. Es 
reicht nicht, zu sagen: „Wir lassen Beratung zu“, sondern 
das heißt auch, dass wir den nächsten Schritt gehen.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Hermann Färber.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Hermann Färber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer des Bürgerrates des Deutschen Bundes-
tages! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin 
Künast, ich möchte noch einen Satz zu Ihnen sagen: Ich 
weiß nicht, wie es in Ihrer Partei ist, aber in der Union 
erlebe ich, dass die Listenaufstellung nach demokrati-
schen Grundsätzen erfolgt. Das einfach noch mal dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein paar mehr Frauen 
könnten schon dabei sein, Herr Färber!)

Meine Damen und Herren, im Bürgerrat haben 160 
Bürgerinnen und Bürger mit großem Engagement und 
Respekt vor unterschiedlichen Auffassungen fundierte 

und ausgewogene Ergebnisse erarbeitet. Begleitet von 
einem Wissenschaftlichen Beirat haben sie sich mit der 
Situation in den Betrieben der Land- und Ernährungs-
wirtschaft befasst, haben komplexe Fragestellungen auf-
gearbeitet und haben sich auch mit Zielkonflikten aus-
einandergesetzt.

Ich habe als Ausschussvorsitzender einen ganzen Tag 
mit dem Bürgerrat verbracht und konnte mir dabei sehr 
gut ein Bild machen. Ich war auch von der Arbeitsweise 
sehr positiv beeindruckt. Dieses Engagement verdient 
Lob und Anerkennung und vor allen Dingen unseren 
herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Welche Bedeutung haben diese Empfehlungen? Meine 
Damen und Herren, sie sind ein wichtiger Impuls für die 
ernährungspolitische Debatte. Und sie haben vor allem 
eines geschafft, nämlich dass die Themen „Ernährung“ 
und „Landwirtschaft“ viel stärker ins Bewusstsein ge-
rückt sind und auch die Frage „Welche Lebensmittel füh-
ren wir unserem Körper zu?“ viel mehr ins Blickfeld 
unserer Gesellschaft gekommen ist.

Sehr wichtig finde ich die Querschnittsempfehlung, 
die sie uns als Fundament für alle anderen Empfehlun- 
gen gegeben haben, nämlich das Thema „Bildung und 
Aufklärung“ im Bereich der Ernährung wesentlich zu 
verstärken. Bei der Empfehlung zur Bekämpfung der 
Lebensmittelverschwendung – da geht es um die ver-
pflichtende Weitergabe genießbarer Lebensmittel – 
muss man beachten, dass der Handel vor der Weitergabe 
an gemeinnützige Organisationen wie die Tafel natürlich 
auch die Genießbarkeit überprüfen müsste. Vieles wird ja 
schon weitergegeben; der Vorschlag ist ja nicht ganz neu. 
Bei Obst, Gemüse und Brot kann man die Genießbarkeit 
sehr gut, auch sensorisch, feststellen. Bei verarbeiteten 
Lebensmitteln – ich denke insbesondere an Milchpro-
dukte wie Joghurt – kann man das nur feststellen, wenn 
die Packung aufgerissen ist; dann kann man sie aber nicht 
mehr weitergeben.

Auch die Empfehlungen eines staatlichen Labels und 
zur Senkung der Mehrwertsteuer werfen natürlich Fragen 
auf. Gerade bei verarbeiteten Lebensmitteln mit unter-
schiedlichen Zutaten und unterschiedlichen Herkünften 
der Bestandteile stellt sich die Frage: Welche Mehrwert-
steuer gilt da? Das betrifft natürlich auch Labels über 
Tierwohl, Klima und Gesundheit. Da ist es schon schwie-
rig, ein aussagekräftiges Label oder eine Bewertung für 
ein Lebensmittel abzugeben. Ich bin auch der Ansicht, 
dass ein solches Label auch Auskünfte zu Produktions- 
und Prozessstandards bei der Herstellung berücksichti-
gen sollte und dass auch eine Herkunftskennzeichnung 
enthalten sein muss.

Zweifellos werfen diese Empfehlungen viele Fragen 
auf, das sollen sie auch. Wir dürfen uns aber nicht darauf 
beschränken, dem Bürgerrat jetzt zu erklären, was alles 
nicht geht. Das wird seiner Arbeit nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)
Es ist schon aus Respekt vor der Arbeit der Bürgerräte 
notwendig, dass wir die Ergebnisse ernst nehmen und an 
den Empfehlungen arbeiten.
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Die Frage ist nicht, ob, sondern, wie das umgesetzt 
werden kann. Dazu ist ein weiterer Austausch zwischen 
Parlament und Bürgerrat notwendig. Ich bitte Sie, die 
Empfehlungen an unseren Ausschuss für Ernährung und 
Landwirtschaft zu überweisen. Ich möchte auch gern mit 
den Obleuten der Fraktionen weiter beraten, wie das For-
mat aussehen kann für die weitere Auseinandersetzung 
und den weiteren Austausch mit dem Bürgerrat. Sie ha-
ben uns ins Stammbuch geschrieben, dass diese Themen 
mehr Beachtung finden müssen. Wir nehmen das ernst.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Matthias Miersch.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Herr Kollege Amthor, wovor haben Sie eigentlich 
Angst?

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja, nicht vor den 
Bürgern!)

Sie stehen hier an diesem Pult und betonen das Recht des 
Parlaments. Ich habe den Eindruck, Sie haben eigentlich 
Angst,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Nein!)

unsere Entscheidungen von Bürgerinnen und Bürgern 
mal richtig kritisch reflektieren zu lassen.

(Beifall bei der SPD – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: Das machen die jeden Tag! – Philipp 
Amthor [CDU/CSU]: Das sagt die richtige 
Koalition!)

Mehr noch: Sie kritisieren den Bundeskanzler, weil er 
sich den Fragen von Schulklassen stellt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Das kann er ja 
gerne machen! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Ich weiß nicht, wie Sie Wahlkreisarbeit machen. Für 
mich ist sie das Salz in der Suppe. Da erfahren wir 
doch ganz viel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU/CSU)

– Dass Sie sich jetzt so aufregen, zeigt, dass wir bei 
diesen Dingen wirklich ganz weit voneinander entfernt 
sind.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja! Das ist gut 
so! – Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Die Aus-
sage ist richtig!)

Es ist doch richtig: Wenn wir aus diesem Haus nach 
draußen gehen, hören wir von vielen: Verstehen die ei-
gentlich, worum es uns geht? Wissen die eigentlich, wie 
wir fühlen? Deswegen: Ich finde, dieser Bürgerrat hat für 
unsere Arbeit ganz wertvolle Impulse gesetzt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Er ersetzt nicht unsere Arbeit, aber er stärkt sie, er legiti-
miert – gerade bei einem Thema, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das doch sehr verhetzungsanfällig ist; das muss 
man sagen. Das ist doch heute schon wieder spürbar 
gewesen.

Am schlimmsten finde ich, Herr Kollege Felser, wenn 
gesagt wird: Das geht nicht. – Ich finde, das kostenlose 
Essen in Bildungseinrichtungen ist ein Punkt, der ele-
mentar mit Bewusstseinsbildung – was esse ich? – zu 
tun hat, aber auch mit elementarer Gerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Peter Felser [AfD]: Länder-
sache!)

Das Schlimmste, was ich seit Beginn meiner politi-
schen Tätigkeit immer wieder erfahre, ist, wenn es heißt: 
Das geht nicht, weil wir nicht zuständig sind.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Die Verfassung 
hat schon einen Wert!)

Was spricht denn dagegen, wenn der Bundeskanzler bei 
der nächsten Ministerpräsidentenkonferenz dieses Thema 
mal auf die Tagesordnung setzen und wir gemeinsam mit 
Bund und Ländern dahin gehend etwas hinkriegen wür-
den?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Lieber Gero Hocker, ich sage als Kinderloser: Ich 
zahle gern Steuern

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
für Familien, deren Kinder in Bildungseinrichtungen gu-
tes Essen bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Ja, aber 
auch für mein Kind! Du zahlst auch für meine 
Tochter!)

Aber ich gebe dir recht: Wir haben schon beim Heizungs-
gesetz diskutiert, ob alle eine Förderung brauchen. Da 
wart ihr allerdings anderer Meinung; ihr wolltet nieman-
den ausnehmen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es richtig, wenn auch Kinder von denen, die 
reich sind, ein gutes Mittagessen kostenfrei bekommen. 
Dafür müssen die Eltern dann allerdings auch angemes-
sene Steuern zahlen. Das ist der Punkt, der, glaube ich, 
sehr, sehr wichtig ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Ingo Bodtke [FDP]: Das gab 
es noch nicht mal im Sozialismus! – Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Klassenkampf!)
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Der Bürgerrat hat sich auch an ein ganz heißes Eisen 
herangetraut, nämlich an das Thema „Tierwohl und Tier-
wohl-Kennzeichnung“. Da sind wir, lieber Cem Özdemir, 
richtig weit gekommen.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Weit?)

– Also, wir waren da in der Großen Koalition bei null. 
Jetzt haben wir die Hälfte geschafft, noch nicht alles.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Artur 
Auernhammer [CDU/CSU]: Ihr wart das Pro-
blem!)

Aber die Finanzierungsfrage ist noch offen. Der Bürger-
rat hat uns hier sehr wertvolle Antworten gegeben. Herr 
Felser, jetzt fragen Sie hier: Wer will, dass Fleisch zum 
Luxusgut wird? – Damit bügeln Sie diese Forderung ab. 
Ich sage Ihnen: Das will hier in diesem Hause keiner. 
Aber wir dürfen schon offen diskutieren, ob wir das fi-
nanzieren sollten, was wir augenblicklich erleben, näm-
lich dass immer größere Weideflächen in Südamerika 
geschaffen werden und dass der Fleischverbrauch kon-
tinuierlich ins Uferlose steigt, oder ob wir eher die Frage 
angehen sollten: Wie kann gutes Tierwohl für Landwir-
tinnen und Landwirte reizvoll gemacht werden, und wie 
können wir die Bäuerinnen und Bauern unterstützen, die 
in Richtung Tierwohl nach vorne gehen? Das ist, finde 
ich, ein lohnenswerter Diskurs.

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

Den sollten Sie nicht einfach populistisch damit abbü-
geln, wir würden hier nur alles verteuern wollen.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Die Bor-
chert-Kommission! Die Ergebnisse!)

Der Bürgerrat hat sensibel gesagt: Das, was gut ist, soll 
einen Wert bekommen und gefördert werden, und das, 
was nicht gut ist, soll belastet werden.

Ich finde, wir haben eine super Grundlage.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Ich freue mich auf die Beratungen im Sinne des Bürger-
rats. Ich finde, das ist ein guter Auftakt und wir sollten 
uns alle dieser Aufgabe stellen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Stephan Protschka.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Gott zum Gruße! „Alle Macht den Räten“, das war 
schon die Losung des russischen Kommunistenführers 
Lenin. Und der war ja wie kein anderer für Gewalt, Un-
terdrückung und Terror bekannt.

Deshalb haben natürlich bei uns als freiheitliche Partei 
sämtliche Alarmglocken geschrillt,

(Lachen des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker 
[FDP])

als die Altparteien einen Sowjet – auf Deutsch: einen 
Rat – für Ernährung eingesetzt haben. Wir sind ja zum 
Glück noch weit von der Sowjetisierung der Bundesrepu-
blik entfernt. Aber wehret den Anfängen! Und das, 
glaube ich, gilt hier umso mehr.

Der Bürgerrat – nichts gegen die Bürgerräte; die haben 
gute Arbeit gemacht – ist kein demokratisches Gremium, 
weil er weder in unserer Verfassung vorgesehen noch 
über Wahlen wie das Hohe Haus legitimiert ist, meine 
Damen und Herren. Das zeigt sich auch darin, dass die 
ausgewählten Bürger nicht frei diskutieren durften, son-
dern von ideologisch handverlesenen Moderatoren beein-
flusst wurden.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Das ist Ideologie, was Sie da erzählen!)

– Das hörst du jetzt gleich.
Für die Auswahl der Moderatoren

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Fast alle: grünes 
Parteibuch!)

war wiederum die Lobbyorganisation „Mehr Demokra-
tie“ verantwortlich, eine grüne NGO, meine Damen und 
Herren, mit einer Vorsitzenden, die sich selbst als „Poli-
tikaktivistin“ bezeichnet, und einem Vorstand, der fast 
nur aus grünen Politikern besteht. Wen wundert es da 
also, dass die ausgewählte Hauptmoderatorin Jana Peters 
nicht nur Parteimitglied bei den Grünen ist, sondern 2021 
sogar Vorsitzende der Grünen in Bad Vilbel und im glei-
chen Jahr dort auch die grüne Bundestagskandidatin war.

(Marianne Schieder [SPD]: Darf man das nicht 
sein?)

Hauptberuflich arbeitet sie für das Beratungsunterneh-
men IFOK, welches – Zufälle gibt es hier im Hohen 
Haus – ebenfalls an der Auswahl der Moderatoren für 
den Bürgerrat beteiligt war. – Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, das erinnert mich irgendwie an den 
Graichen-Clan; das hatten wir ja schon einmal.

(Beifall bei der AfD)

Kein Wunder, dass sich die neun Forderungen des 
Bürgerrats bei so viel grüner Diskussionsmanipulation 
fast eins zu eins wie das grüne Parteiprogramm lesen! 
Da fühle ich mich dann wieder an den Kommunisten- 
und SED-Parteiführer Walter Ulbricht erinnert, der sagte: 
„Es muss demokratisch aussehen, aber wir müssen alles 
in der Hand behalten.“

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, Deutschland braucht 
keine grünen Volkserzieher und vor allem keinen auto-
ritären Staat,

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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der bis ins Esszimmer hineinregieren und uns Bürgern 
vorschreiben will, was und wie viel wir zu essen haben. 
Mit uns ist diese totalitäre und freiheitsfeindliche grüne 
Politik jedenfalls nicht zu machen.

(Beifall bei der AfD)

Eine kleine Anekdote am Schluss. Die VW-Kantine 
darf nach dem kurzzeitigen Verbot nun wieder Curry-
wurst verkaufen und hat letztes Jahr mehr als 8 Millionen 
Stück verkauft. Neuer Absatzrekord! So sieht Ernäh-
rungsfreiheit aus, und die wird es mit uns immer geben.

Danke schön. Danke, Frau Präsidentin.

(Beifall bei der AfD – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mir ist kom-
plett egal, was Sie essen, ehrlich gesagt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Ingo 

Bodtke.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ingo Bodtke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht. 
Dieser Spruch kam mir bei der Lektüre der Empfehlun-
gen des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ immer wie-
der in den Sinn, und ich habe mich gefragt: Wozu braucht 
man in einer parlamentarischen Demokratie derartige 
Gremien auf Bundesebene? Nach meinem parlamentari-
schen Verständnis bilden wir Bundestagsabgeordnete als 
die vom Volk frei gewählten Repräsentanten den Bürger-
rat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir brauchen keine Parallelstrukturen, die den hochkom-
plexen Sachfragen nicht Rechnung tragen können.

Bei dem Gutachten habe ich mich gefragt: Welche 
Handlungsempfehlungen können im parlamentarischen 
Verfahren überhaupt umgesetzt werden? Bitte verstehen 
Sie mich nicht falsch: Es geht hier nicht darum, die en-
gagierte Arbeit der Beteiligten kleinzureden. Die Frage, 
die ich mir aber stelle, ist: Macht es Sinn, ein solch unver-
bindliches Gutachten zu erarbeiten, wenn sich der Bun-
destag letztendlich nicht an die Empfehlungen bindet? 
Und deshalb stellt sich auch die Frage: Was ist das Ge-
genteil von gut? – Nicht: schlecht, sondern: gut gemeint. 
Seit vielen Jahren werden diese Themen bereits in den 
parlamentarischen Gremien beraten und intensiv dis-
kutiert; aber alle wissenschaftlichen Erkenntnisse schei-
tern zu oft an der praktischen Umsetzung.

(Zuruf von der SPD: Nein, das stimmt nicht!)

Ich sage: Wenn es einfache Lösungen gäbe, wären alle 
diese Probleme schon längst vom Tisch. Machen wir es 
mal an einem Beispiel fest: Gut gemeint ist sicherlich 
auch die Empfehlung des Bürgerrates für ein kostenfreies 
und gesundes Mittagessen. Eine ausgewogene Ernährung 

für alle Kinder und das gemeinsame Mittagessen werden 
als Schlüssel für gleiche Bildungschancen und Gesund-
heit angesehen.

(Amira Mohamed Ali [BSW]: Ja, das stimmt! 
Ist ja auch so!)

Klingt gut. Aber wie sieht denn die Realität schon heute 
in den Kitas und Schulen aus? In Gesprächen mit Cate-
rern für Schulessen wird mir immer wieder gespiegelt, 
dass Eltern das kostenlose Mittagessen für ihre Kinder 
nicht ausreichend wertschätzen. Was nichts kostet, wird 
auch nicht genügend wertgeschätzt. Da wird das Essen 
direkt vom Teller in die Abfalltonne befördert. Da werden 
Kinder nicht vom Mittagessen abgemeldet, weil es eben 
nichts kostet und man sich die Mühe spart, das Essen 
beim Versorger abzumelden.

Was viele gar nicht wissen: Der Anbieter von Schul-
verpflegung muss das nicht verzehrte Essen auf eigene 
Kosten entsorgen. Hier werden gut gemeinte Vorschläge 
auf dem Rücken der mittelständischen Essensversorger 
ausgetragen. Jüngstes Beispiel: Das Land Berlin leistet 
sich seit 2019 die Kostenfreiheit für das Schulessen mit 
jährlichen Kosten von 180 Millionen Euro. Das traurige 
Ergebnis ist, dass seitdem jedes vierte Berliner Schul-
essen mittags direkt in der Tonne landet. Die Tafel be-
kommt nichts, die Schweine kriegen nichts – alles wird 
kostenpflichtig entsorgt. Das kann nicht die Lösung sein!

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: So ist es!)
Wenn es also subventioniertes Essen geben sollte, befür-
worte ich einen Unkostenbeitrag, der deutlich unterhalb 
des Deckungsbeitrags liegen sollte.

Meine Damen und Herren, wir müssen Deutschland 
entbürokratisieren; da sind wir uns, glaube ich, einig. 
Zusätzliche Gremien mit reinem Empfehlungscharakter 
schaffen jedoch wieder einen Zuwachs an Zeit, Personal- 
und Dokumentationskosten. Das kann nicht unser Ziel 
sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Zoe Mayer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Dr.-Ing. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich freue mich sehr, dass wir heute die Empfehlungen 
des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ diskutieren; 
denn wir haben ein Problem. Niemanden geht es etwas 
an, was ich esse – das ist so eine Geschichte, die wir uns 
gerne selbst erzählen, insbesondere dann, wenn es um die 
Politik geht. Klar ist: Diese Geschichte ist falsch. Jeden 
Tag werden wir von politischen Systemen, die in der Ver-
gangenheit geschaffen wurden, beeinflusst, was wir es-
sen, und ganz klar ist: nicht immer zu unserem Vorteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Schauen wir es uns einmal an: Da ist die Mehrwert-
steuer, die systematisch pflanzliche Produkte und andere 
Alternativen benachteiligt. Wir schaffen uns Subventi-
onssysteme an mit einer Lenkungswirkung, die wir gar 
nicht haben wollen, und Ernährungsumgebungen, die 
ganz häufig dazu führen, dass die ungesündesten Alter-
nativen die einfachsten sind. Wir müssen uns darüber im 
Klaren sein: Das schadet vor allem uns selbst und nützt 
allenfalls einigen wenigen Interessengruppen und ein 
paar bestimmten Industriezweigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Über kaum ein Thema lässt sich in der Politik so 
schwierig sprechen wie über Ernährung; denn kaum ein 
Thema ist so stark mit Ängsten besetzt und so anfällig für 
Populismus. Jeder Vorschlag für gesunde Ernährung wird 
gerne mal bereitwillig als Kulturkampf gegen unsere Na-
tion deklariert. Wir müssen uns auch darüber im Klaren 
sein: Das schadet vor allem wieder uns selbst, wenn wir 
uns einreden lassen, dass ungesunde Ernährung ein ele-
mentarer Bestandteil unserer Identität ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein Quatsch! Es 
geht um Bevormundung! Die Menschen sind 
doch nicht dumm!)

Wir dürfen nicht dabei zuschauen, wie wir, wie unser 
Planet und die Tiere in unseren Ställen jeden Tag kränker 
werden. Deswegen zeigt der Ernährungsrat auch auf, wie 
gut das funktionieren kann, wenn man wissenschafts-
begleitet und sachlich darüber diskutiert, was wirklich 
gute Vorschläge sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Der Bürgerrat „Ernährung im Wandel“, ein Gremium 
aus 160 zufällig gelosten Bürgerinnen und Bürgern, zeigt, 
was für tolle Vorschläge dabei herauskommen, und eines 
der Fokusthemen ist: mehr pflanzliche Ernährung und 
mehr Tierschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bürgerrat fordert – und wir wollen das umsetzen – an 
ganz vielen Stellen: mehr Transparenz für die Tierhal-
tung, eine Finanzierung besserer Tierhaltungsstandards. 
Hierzu hat unser Minister Cem Özdemir einen Vorschlag 
vorgelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Stephan Protschka [AfD])

Auch bei dem Thema Mehrwertsteuer wären wir Grüne 
natürlich gerne dabei. Wir freuen uns, wenn auch unsere 
Koalitionspartner bei diesem Schritt mitgehen.

Mir bleibt am Ende nur ein ganz herzliches Danke für 
Ihre wertvolle Arbeit. Wir nehmen viele Anregungen mit 
und wünschen uns, dass auch in Zukunft noch viele tolle 
Vorschläge aus Bürgerräten entstehen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Artur Auernhammer.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Viele Populisten in unserem Land äußern oft: Wir 
müssen uns unsere Demokratie zurückholen. – Nein, die 
müssen wir nicht zurückholen – wir müssen sie leben, 
und wir müssen sie ausgestalten.

(Zuruf des Abg. Stephan Protschka [AfD])
Ich bin dankbar, dass es Bürgerinnen und Bürger gibt, die 
sich im Bürgerrat „Ernährung im Wandel“ engagiert ha-
ben. Ein herzliches Dankeschön an die beteiligten Bür-
gerinnen und Bürger dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Ergebnisse haben eines gezeigt: Die Bürgerinnen und 
Bürger wollen nicht eine Verbotspolitik, wie sie oft von 
den Grünen hier dargelegt wird. Sie wollen keine Essens-
verbote, sondern sie wollen mehr Eigenverantwortung. 
Das ist wichtig, und das müssen wir auch unterstützen.

Wir sollten auf die Ergebnisse des Bürgerrates hören, 
und ich bin dankbar, dass es dieses Bürgergutachten gibt. 
Ich bitte aber darum, dieses Gutachten genau zu lesen und 
nicht nur das herauszulesen, was Ihnen parteipolitisch 
vielleicht in den Kram passt. Sie müssen sich die gesam-
ten Ergebnisse anschauen, und da sind einige interessante 
Dinge dabei; zum Beispiel, dass man eine Zuckersteuer 
ablehnt, oder die Forderung, dass man beim Thema Tier-
wohl vorankommt. Ja, wir haben bereits die Ergebnisse 
der Borchert-Kommission, und ich bitte darum, sie dann 
entsprechend umzusetzen, liebe Ampelkoalition.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir kommt 
bei der gesamten Diskussion um die Ernährung eines zu 
kurz: Wir müssen mehr darauf achten, dass sich die Men-
schen mehr regional und mehr saisonal ernähren. Erd-
beeren an Weihnachten – das ist keine saisonale Produk-
tion. Wir müssen hier auch mehr Kompetenz in der 
Bevölkerung haben. Wir brauchen mehr Bildung in der 
Bevölkerung, damit sie sich entsprechend gesund ernährt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiterer Punkt kam mir bei diesem Bürgerrat lei-

der etwas zu kurz, und ich blicke jetzt bewusst keinen der 
Kolleginnen und Kollegen hier im Hohen Hause an: Wir 
haben auf der einen Seite die Energie, die wir zu uns 
nehmen, und wir haben auf der anderen Seite die Energie, 
die wir verbrauchen. Das ist nicht immer im Gleichge-
wicht. Das heißt, zu einer gesunden Ernährung gehören 
auch Bewegung und Sport dazu, und dieser Aspekt kam 
mir beim Bürgerrat leider etwas zu kurz. Wir müssen 
auch dafür sorgen, dass sich die Menschen entsprechend 
bewegen, dass sie aktiv sind, dass sie sich gesund ernäh-
ren, dass sie sich ausgewogen ernähren und vielleicht 
auch an dem einen oder anderen Übergewicht arbeiten. 
Ich schaue jetzt netterweise keine Kolleginnen und Kol-
legen persönlich an.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine Damen und Herren, wie gehen wir mit diesen 
Ergebnissen weiter um? Sie sind eine gute Grundlage, 
darüber zu diskutieren. Wir werden uns sicherlich in 
den entsprechenden Ausschüssen damit auseinanderset-
zen; es sind die einen oder anderen Punkte dabei, über die 
wir diskutieren werden. Ich kann nur dazu ermuntern, in 
den Ausschüssen und in den Obleuterunden eine lebhafte 
Diskussion darüber zu führen. Mit diesem Gutachten ha-
ben wir eine gute Grundlage.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Peggy 

Schierenbeck.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Lieber 
Bürgerrat! Zuerst war ich beim Bürgerrat skeptisch: 
Noch ein Gremium? Ist das sinnvoll? Was soll das be-
wirken? Um das herauszufinden, habe ich verschiedene 
Informationsveranstaltungen besucht. Ich wollte verste-
hen: Wie werden die Teilnehmenden ausgewählt? Wie 
wird sichergestellt, dass sie die Vielfalt unserer Gesell-
schaft möglichst gut abbilden? Und – was mir auch wich-
tig ist – wie werden die Stimmen sichtbar und hörbar, die 
sonst in der politischen Diskussion weniger präsent sind?

Ich muss sagen: Das mehrstufige Verfahren per Zu-
fallsauswahl, durch das schließlich 160 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus ganz Deutschland ermittelt wurden, 
hat mich überzeugt; denn so ist eine Art Mini-Deutsch-
land zusammengekommen. Auch die Themenauswahl 
hat mich überzeugt – es könnte nicht aktueller sein –: 
„Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegenheit 
und staatlichen Aufgaben“. Ernährung betrifft jede und 
jeden von uns. Ernährung ist eine höchstpersönliche und 
oft auch eine sehr emotionale Angelegenheit. Jeder ist 
Experte, und jede Meinung zählt. Genau das ist die Idee 
hinter dem Bürgerrat.

Nach intensiver Beratung hat er neun zentrale Empfeh-
lungen ausgearbeitet. An erster Stelle steht die Forderung 
nach einem kostenfreien und gesunden Mittagessen für 
alle Kinder und Jugendlichen in diesem Land. Die Teil-
nehmenden haben berichtet, wie sehr sie diskutiert und 
abgewogen haben. Und ganz bewusst wurde beschlossen: 
Es soll Platz eins sein, es soll kostenfrei sein – für alle 
zugänglich, ohne Stigmatisierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da schließe ich mich ausdrücklich an. Und es ist eine 
ursozialdemokratische Forderung.

Natürlich gibt es auch wieder Stimmen – wir haben sie 
gehört –, die sagen: Kostenfrei? Da bestellt nachher jeder 
und nimmt das dann nicht wahr. Wir unterstützen damit 
die Lebensmittelverschwendung, nach dem Motto „Was 
nichts kostet, ist nichts wert“. – Das wurde hier gesagt. 

Essen verdient Wertschätzung, auch wenn es kostenfrei 
ist; keine Frage. Dafür werden wir Lösungen finden, und 
dafür haben Sie auch schon Lösungen vorgestellt. Das 
eine tun, ohne das andere zu lassen.

Was mich persönlich antreibt, ist der Aspekt der Ge-
sundheit. Wir wissen, welche Auswirkungen eine falsche 
Ernährung auf unsere Gesundheit hat. Über 1 Milliarde 
Menschen sind weltweit von Adipositas betroffen; viel zu 
viele Kinder sind schon darunter. Das ist alarmierend.

(Beifall des Abg. Johannes Wagner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sind also dringend gefordert, unserer Fürsorgepflicht 
als Staat überall dort, wo wir wirken können, nachzukom-
men.

Das Beispiel Schweden geht mir nicht aus dem Kopf. 
Dort gibt es seit den 1940er-Jahren ein kostenfreies Mit-
tagessen. Es konnte nachgewiesen werden, dass die Kin-
der, die über die gesamte neunjährige Schulpflichtzeit 
gratis Essen bekamen, einen Zentimeter größer wurden 
und einen höheren Bildungsabschluss erzielten. Es ist 
einfach Wahnsinn, was das für Langzeitauswirkungen 
hat. Die Sinnhaftigkeit einer solchen Zukunftsinvestition 
liegt so sehr auf der Hand.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wenn wir also als Staat unserer Fürsorgepflicht nach-
kommen und Kindern ein Mittagessen anbieten, dann 
muss es einen Mehrwert für die Gesundheit, für die Ent-
wicklung unserer Kinder haben. Es muss ausgewogen 
sein, und natürlich muss es lecker sein, sonst wird auch 
ein kostenfreies Essen nicht wahrgenommen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt!)
Täglich essen 17 Millionen Menschen in der Gemein-

schaftsverpflegung – in der Kita, in der Schule, in der 
Uni, in den Betrieben, im Pflegeheim, im Krankenhaus. 
Der Bürgerrat denkt ganzheitlich, angefangen beim Zu-
gang zu gesundem Essen über Transparenz und die Si-
cherheit von Lebensmitteln, weniger Lebensmittelver-
schwendung, mehr Tierwohl, Kinder- und Jugendschutz 
bis hin zu finanziellen Anreizen durch eine angepasste 
Mehrwertsteuer.

Für mich ist das hier noch mal die Gelegenheit, um 
Ihnen meinen höchsten Respekt auszusprechen und Ihnen 
für Ihre intensive Arbeit zu danken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt liegt es an uns, verantwortungsvoll mit diesen Emp-
fehlungen umzugehen und sorgfältig zu prüfen, wie sie 
praktikabel und rechtssicher Realität werden können. 
Vielen Dank für Ihren Auftrag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Christina Stumpp.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Christina Stumpp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Mein Wahl-
kreis ist mein Bürgerrat. Als eine von 735 Abgeordneten 
beschäftige ich mich demokratisch und verantwortungs-
bewusst mit allen gesellschaftlich relevanten Fragen, im-
mer im engen Austausch mit Vereinen, Unternehmen 
sowie Bürgerinnen und Bürgern.

Mit der Einsetzung des mehr als 3 Millionen Euro 
teuren Bürgerrates haben Sie, liebe Ampel, Ihr tiefes 
Misstrauen gegenüber der repräsentativen Demokratie 
zum Ausdruck gebracht.

(Marianne Schieder [SPD]: Unfug!)

Um Missverständnissen vorzubeugen: Unsere Kritik gilt 
allein der Ampel,

(Marianne Schieder [SPD]: Ihre Oppositions-
arbeit besteht nur aus Ampel-Bashing, sonst 
nichts!)

nicht aber den beteiligten Bürgerinnen und Bürgern. Für 
Ihr Engagement im Bürgerrat gebührt Ihnen vielmehr 
unser ausdrücklicher Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Frage, wie wir den Zugang zu einer vielfältigen, 
ausgewogenen, nachhaltigen und bezahlbaren Ernährung 
für die gesamte Gesellschaft sicherstellen können, be-
schäftigt auch uns als Union intensiv. Der Bürgerrat un-
terbreitet hierzu einige unterstützenswerte Vorschläge.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Aha!)

Mit der Querschnittsempfehlung einer umfassenden Er-
nährungsbildung und einem Appell an die Eigenverant-
wortung der Verbraucher greift er eine Grundposition 
unserer Fraktion auf, die der Bundesregierung allerdings 
vollkommen fremd ist.

(Marianne Schieder [SPD]: Eijeijei!)

Die Ampel übt sich in Verbots- und Bevormundungs-
fantasien, wie Landwirtschaftsminister Cem Özdemir un-
ter anderem mit seinem unsäglichen Gesetz für an Kinder 
gerichtete Lebensmittelwerbung beweist, ein Vorhaben, 
das jeglicher wissenschaftlicher Evidenz entbehrt und 
dabei auch noch völlig über das Ziel hinausschießt. Wer 
70 Prozent aller Lebensmittel pauschal für gesundheits-
gefährdend erklärt, dem geht es nicht um das Kindes-
wohl, sondern um nichts Geringeres als ein grünes Er-
nährungsdiktat.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die Bürgerinnen und Bürger haben diese Art der Politik 
spätestens seit der Heizungsdebatte satt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn Sie schon nicht auf die Union hören, dann viel-
leicht auf Ihren Bürgerrat; denn in ihm ist Ihre Bevor-
mundungsagenda laut einer Teilnehmerin auf so viel Ab-
lehnung gestoßen, dass sich das Gremium geweigert hat, 
Ihr Werbeverbot überhaupt ernsthaft zu diskutieren. Auch 
beim Gesetz zur Tierhaltungskennzeichnung hält der 

Bürgerrat der Bundesregierung den Spiegel vor. Der Bür-
gerrat hat dieses Gesetz klar als das erkannt, was es ist – 
nichts weiter als ein großer Etikettenschwindel.

Mit der Forderung einer verpflichtenden Weitergabe 
von genießbaren Lebensmitteln greift der Bürgerrat ein 
weiteres wichtiges Thema auf.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, hätten Sie’s mal gemacht!)

In Deutschland landen mit rund 11 Millionen Tonnen pro 
Jahr zu viele Lebensmittel auf dem Müll. Der Handel 
stellt genießbare Nahrungsmittel schon heute vielfach 
auf Spendenbasis zur Verfügung. Doch diese Spenden 
bergen Haftungsrisiken, die dringend abgebaut werden 
müssen. Dazu haben wir die Ampel schon vor gut einem 
Jahr aufgefordert. Passiert ist mit Ankündigungsminister 
Özdemir aber nichts.

Doch vielleicht entfaltet der Bürgerrat tatsächlich eine 
Wirkung – als eine sündhaft teure, aber lehrreiche Nach-
hilfestunde für die Ampel. Mein Appell: Hören Sie auf 
den Bürgerrat, und leiten Sie eine ernährungspolitische 
Wende mit Ehrlichkeit, Eigenverantwortung und ohne 
Bevormundung ein!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Gökay Akbulut.
(Beifall bei der Linken)

Gökay Akbulut (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch ich möchte mich bei den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern des Bürgerrates bedanken. Vielen 
Dank für das monatelange ehrenamtliche Engagement im 
Rahmen des Bürgerrates! Sie wurden repräsentativ und 
zufällig ausgewählt; Sie haben das Votum der Bevölke-
rung zu einem wichtigen Thema wiedergegeben. Ich habe 
Ihre Arbeit mit großem Interesse verfolgt.

Aus linker Sicht hätte ich mir deutlich radikalere Emp-
fehlungen gewünscht.

(Beifall bei der Linken)
Aber im Bürgerrat waren natürlich alle Perspektiven ver-
treten; das ist auch gut so. Wichtig ist, dass die Empfeh-
lungen des Bürgerrates auch ernst genommen werden – 
ich glaube, das ist unsere gemeinsame Forderung –;

(Beifall bei der Linken)
denn Bürgerräte können dazu beitragen, Denkblockaden 
im parlamentarischen Raum aufzulösen. Sie sollen die 
parlamentarische Demokratie ergänzen und stärken. Da-
her hoffe ich, dass die Bundesregierung die Empfehlun-
gen des Bürgerrates nicht auf ihrem Schreibtisch verstau-
ben lässt.

(Beifall bei der Linken)
Zuvor wurden nämlich ähnliche Empfehlungen des Wis-
senschaftlichen Beirates des Bundesministeriums für Er-
nährung und Landwirtschaft lediglich zur Kenntnis ge-
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nommen. Vor etwa vier Jahren hat dieser Wissenschaftli-
che Beirat vergeblich kostenloses Kita- und Schulessen 
von der Großen Koalition gefordert.

Wir Linke fordern hier seit Jahren kostenloses Kita- 
und Schulessen für alle Kinder in unserer Gesellschaft.

(Beifall bei der Linken)

Daher noch mal unser Appell an die Ampelkoalition: 
Sorgen Sie endlich dafür, dass bundesweit kostenlose 
Kita- und Schulessen eingeführt werden. Warum setzen 
Sie das nicht endlich um?

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

In Berlin hat Rot-Rot-Grün dies schon vor fünf Jahren 
eingeführt. Wir sehen also: Wo ein Wille ist, ist auch 
ein Weg.

(Beifall bei der Linken)

Eine zeitlich unverbindliche Ernährungsstrategie, wie 
sie die Bundesregierung veröffentlicht hat, ist unserer 
Meinung nach völlig unzureichend. Angesichts der Infla-
tion und der steigenden Lebensmittelpreise fordern wir 
außerdem die Streichung der Mehrwertsteuer auf Grund-
nahrungsmittel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Isabel 

Mackensen-Geis.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Isabel Mackensen-Geis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger des Bürgerin-
nenrates! Als der Bürgerinnenrat eingesetzt wurde, be-
schäftigten mich einige Fragen: Würden die Bürgerinnen 
mitmachen? Würden sie dabeibleiben? Wie wird das 
Thema angenommen?

Vom 29. September 2023 bis Mitte Januar 2024 haben 
Sie sich im digitalen Austausch und an Präsenzwochen-
enden Zeit genommen, das Thema „Ernährung im Wan-
del“ thematisch aufzuteilen und konkrete Forderungen zu 
formulieren. Als wir als Abgeordnete am 11. November 
zu einem Präsenzwochenende kommen durften, war ich 
beeindruckt von den Meinungsbildern an den Wänden. 
Es waren Wände aufgestellt, an denen zu bestimmten 
Themen gevotet werden konnte. Da gab es etwa auf der 
einen Seite das Thema „pauschales Werbeverbot“. Das 
wurde mit der Begründung, dass Verbote an sich nichts 
bringen, abgelehnt. Auf der anderen Seite erhielt ein La-
belling von Produkten in den Bereichen Tierwohl, Ge-
sundheit und Klima die uneingeschränkte Zustimmung. 
Es war sehr beeindruckend, zu sehen, wie dieses große 
Thema von Ihnen operationalisiert und zusammengefasst 
wurde und wie die Themen ergebnisorientiert zusammen-
gebracht wurden.

Mir fiel in den Gesprächen die Erwartungshaltung auf: 
Die Bürgerinnen wollten und wollen ernst genommen 
werden; aber ich habe gemerkt, dass sie ein bisschen 
zweifeln, ob das auch passieren würde. Ich muss in An-
betracht dieser Debatte feststellen, dass sie da leider nicht 
zu Unrecht Zweifel haben. Dazu kann ich für unsere 
Fraktion gleich noch deutlicher werden.

Ich durfte mich auch mit einer Teilnehmerin aus mei-
nem Wahlkreis zu den Erlebnissen im Bürgerinnenrat 
austauschen. Ihre Zusammenfassung war, dass es fast 
zu wenig Zeit gewesen sei, sie aber in jeglicher Hinsicht 
großartig betreut worden seien, organisatorisch wie in-
haltlich. Sie würde es jederzeit wieder machen und emp-
fiehlt allen: Wenn ihr eine Einladung zum Bürgerinnenrat 
bekommt, nehmt sie an und macht mit!

(Beifall bei der SPD)

Die Empfehlungen des Bürgerinnenrates sind ein 
wichtiger Impuls für unseren parlamentarischen Diskurs. 
Jetzt muss es an die Umsetzung gehen. Der Bürgerinnen-
rat ist eine neue Form der direkten Beteiligung. Er ist 
keine Parallelstruktur, kein Angriff auf die repräsentative 
Demokratie, sondern eine direkte Beteiligungsform. Er 
ist eine Meinungsbildungsform, bei der die Bürgerinnen 
direkt in die Meinungsbildung einbezogen werden kön-
nen und einbezogen werden. Die Bürgerinnenbeteiligung 
ist eine Frage, die sich auf allen Ebenen stellt, auch auf 
kommunaler Ebene und auf Landesebene. Wir haben sie 
auf Bundesebene in dieser Form beantwortet.

Auch ich möchte mich bei Ihnen allen für Ihr Engage-
ment, für Ihre Offenheit, für Ihre Zeit und für Ihre Neu-
gier bedanken. Als die Ergebnisse des Bürgerinnenrates 
übergeben wurden, hat es eine Teilnehmerin auf den 
Punkt gebracht, als sie sagte: Nehmen Sie unsere Forde-
rungen ernst!

(Beifall bei der SPD)

Liebe Bürgerinnen und Bürger des Bürgerrates, ja, wir 
nehmen sie ernst.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW Amira 

Mohamed Ali.

(Beifall beim BSW)

Amira Mohamed Ali (BSW):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und 

Kollegen! Kostenfreies, gesundes Mittagessen in Kitas 
und Schulen, klar verständliche Lebensmittelkennzeich-
nung, günstigere Grundnahrungsmittel durch Wegfall der 
Mehrwertsteuer und selbstverständlich gutes Essen in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen – das sagt der 
Bürgerrat „Ernährung im Wandel“, und das finden wir als 
BSW sehr vernünftig.

(Beifall beim BSW)
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Jetzt ist die Bundesregierung am Zug. Setzen Sie diese 
Forderungen um, und beerdigen Sie sie nicht, wie sonst 
üblich, auf Druck der mächtigen Lobbys in irgendeinem 
Hinterzimmer! Da reicht es auch nicht, hier schmissige 
Reden zu halten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BSW)

Fakt ist: Wer wenig Geld hat, kann sich eine gesunde 
Ernährung nicht leisten. 10 Millionen Menschen in 
Deutschland können sich heute schon bestenfalls jeden 
zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit leisten. Jedes 
vierte Kind geht ohne Pausenbrot zur Schule. Das ist 
die traurige Wahrheit. Gehen Sie bitte mal mit 9 Euro in 
den Supermarkt, und versuchen Sie, damit ein Abend-
essen für eine vierköpfige Familie zusammenzubekom-
men, so wie es die Mitglieder des Bürgerrates gemacht 
haben! Ich muss sagen: Ich habe den Eindruck, dass das 
mit Ihrer Lebensrealität absolut nichts zu tun hat. Anders 
kann ich mir so manche Debatte, die hier geführt wird, 
wirklich nicht erklären.

(Beifall beim BSW)

Dass die Bundesregierung durch ihre Politik auch noch 
dafür sorgt, dass Lebensmittel noch teurer werden, ist in 
diesen Zeiten einfach ein Skandal.

(Beifall beim BSW)

Wenn Sie die Beihilfen für den Agrardiesel streichen, 
wenn die CO2-Abgabe und die Mehrwertsteuer in der 
Gastronomie erhöht werden, dann bezahlen das nicht 
die Mitglieder der Bundesregierung, nein, dann bezahlen 
das die Verbraucherinnen und Verbraucher in unserem 
Land. Das ist leider die Wahrheit.

(Beifall beim BSW)

Und wenn Sie jetzt eine Extrasteuer auf Fleisch einführen 
wollen,

(Zuruf des Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

ohne zu garantieren, dass dabei wirklich mehr Tierwohl 
herauskommt – so wie es der Bürgerrat und die Verbrau-
cherzentrale fordern –, und eben nicht das Fleisch einfach 
teurer wird, dann habe ich den Eindruck, dass Sie durch 
höhere Fleischpreise die Bevölkerung erziehen und den 
Leuten auf die Teller regieren wollen. Das geht nicht, 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BSW)

Es ist Ihre Aufgabe, liebe Ampelregierung, dafür zu 
sorgen, dass sich alle Menschen in Deutschland gutes 
Essen leisten können. Die Vorschläge des Bürgerrates 
weisen da den Weg.

Danke schön.

(Beifall beim BSW)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Petra Nicolaisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Petra Nicolaisen (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
Kommunales sage ich Ihnen: Träger der Einrichtungen, 
in denen das kostenlose Mittagessen für alle Kinder zur 
Verfügung gestellt werden soll, sind die Kommunen. Sie 
werden trotz aller Leistungsfähigkeit schon mit dem 
Rechtsanspruch auf die Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter kaum fertig. Und jetzt zieht wie eine Gewitter-
wolke mit dem vermeintlich kostenlosen Mittagessen für 
alle Kinder der nächste Rechtsanspruch am Horizont auf. 
Auch wenn sich der Bund zur Hälfte an den Kosten betei-
ligen soll, bleibt mindestens die andere Hälfte der Kosten 
bei den Kommunen hängen. Angesichts der derzeit an-
gespannten Finanzlage der Kommunen ist nicht ansatz-
weise vermittelbar, warum die Kommunen die Kosten für 
die Maßnahme tragen sollen.

Städte und Gemeinden können sich diese ausufernde 
Form der gesellschaftlichen Beglückung schlichtweg 
nicht mehr leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Flächendeckend müssen die Hebesätze bei der Grund-
steuer angehoben werden, um die Finanzlücken der Kom-
munen zu schließen. Ein vermeintlich kostenloses Mit-
tagessen für alle Kinder erhöht den Druck, die Hebesätze 
weiter anzuheben. So werden nicht nur diejenigen belas-
tet, die gar keine Kinder in Betreuung und Schule haben, 
sondern natürlich auch diejenigen, die tatsächlich finan-
zielle Hilfe benötigen und diese beim Mittagessen über 
das Bildungs- und Teilhabepaket auch bereits bekom-
men.

Liebe Ampelregierung, neulich haben Sie sich vor-
genommen, die Wertschätzung von Kommunalpolitik 
zu steigern. Die Verärgerung über die immer weiter stei-
genden Lebenshaltungskosten werden unsere Ehrenamt-
lichen ausbaden müssen. Das hier ist ein Konjunkturpro-
gramm zur Steigerung der Politikverdrossenheit.

Wer sich für die Umsetzung der Empfehlungen des 
Bürgerrates ausspricht, muss von Anfang an berücksich-
tigen, wer eigentlich die Kosten dafür zahlt. Jede Emp-
fehlung hat ein Preisschild, und der Preis für die Kom-
munen wird besonders hoch ausfallen.

(Zuruf der Abg. Nezahat Baradari [SPD])

Kostenlos, Frau Kollegin, ist eben nicht kostenlos. Es 
zahlt nur ein anderer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sehr geehrter Kollege Dr. Miersch, Sie fragten vorhin, 
wovor wir eigentlich Angst haben: im Gegensatz zu 
Ihnen jedenfalls nicht vor der Eigenverantwortung.

(Heiterkeit des Abg. Thorsten Frei [CDU/ 
CSU])

Darüber sprechen wir hier doch eigentlich, oder? Wie 
weit soll der Bund denn die Menschen im Alltag eigent-
lich noch unterstützen?

(Katja Mast [SPD]: Es geht um die Kinder, die 
Schülerinnen und Schüler!)
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Das müssen dann zum großen Teil die Kommunen über-
nehmen. Das wird auf dem Rücken der Kommunen aus-
getragen. Denken Sie mal darüber nach!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Gute Rede! Das war mal 
eine sachliche Rede! Nicht Ihr psychologischer 
Mist hier!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke Ina 

Latendorf.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Neun Empfehlungen hat uns der Bürgerrat 
„Ernährung“ aufgegeben, eine davon ist die kostenlose 
Kita- und Schulverpflegung. Ich sage: Richtig so!

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Amira 
Mohamed Ali [BSW])

Vor zwölf Jahren hat Die Linke dies hier im Bundestag 
das erste Mal beantragt. Bisher fehlte der politische Wil-
le, dies aufzugreifen.

Die guten Gründe für diese Empfehlung sind klar: 
erstens, die Förderung gesunder Ernährung bei Kindern 
und Jugendlichen in Verbindung mit Ernährungsbildung, 
was eine gute Ernährung ist, zweitens, die Förderung der 
Chancengleichheit zwischen den Kindern ohne Stigmati-
sierung, drittens, die Entlastung der Eltern bei gleichzei-
tiger Förderung der sozialen Entwicklung – ja, die Ge-
meinschaftsverpflegung hat eine soziale Funktion –,

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Amira 
Mohamed Ali [BSW])

und viertens, die Entlastung des Gesundheitssystems; 
denn ernährungsbedingte Krankheiten könnten verhin-
dert werden.

Es wird höchste Zeit, dass sich die Bundespolitik die-
ses Themas annimmt. Eine Bundesfinanzierung ist mög-
lich, zum Beispiel über eine Gemeinschaftsaufgabe. Der 
politische Wille ist da. Werden Sie tätig!

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Ali Al- 
Dailami [BSW])

Sie wissen: Der Antrag der Linken kommt sowieso, wenn 
Sie nicht handeln.

Vielen Dank, insbesondere an die Mitglieder des Bür-
gerrates.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BSW)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Nadine 

Heselhaus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nadine Heselhaus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Mitbürgerinnen 

und Mitbürger! Zum Ende der Debatte möchte ich auf ein 
paar Redebeiträge ganz besonders eingehen und unsere 
Positionen noch ein bisschen stärken. Mit Blick auf die 
hier geäußerte Kritik will ich betonen: Die SPD steht 
hinter dem Bürgerrat. Wir sehen die engagierten Bür-
gerinnen und Bürger nicht als Konkurrenz, sondern als 
Ergänzung der parlamentarischen Demokratie.

(Beifall bei der SPD)
Mehr Bürgerbeteiligung ist eine Belebung, und sie kann 
dazu beitragen, das Vertrauen in unsere Demokratie zu 
stärken. Das sollte allen in diesem Haus wichtig sein.

(Beifall bei der SPD)
Auch ich habe Mitglieder des Bürgerrats kennenge-

lernt. Ihre Motivation konnte ich richtig spüren, und die 
Arbeit kann sich sehen lassen. Deshalb auch von mir an 
dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an alle, die die-
sen Bürgerrat mit Leben und mit Expertise gefüllt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Thema Ernährung eignete sich gut. Alle können 
damit etwas anfangen, und trotzdem kann es auch emo-
tional und kontrovers sein: reine Privatsache oder Staats-
angelegenheit, hier die überzeugte Veganerin und dort der 
leidenschaftliche Fleischesser und ganz viele Menschen 
dazwischen. Und ja: Alle waren in diesem Bürgerrat ver-
treten. Die Ergebnisse sind trotzdem so ausgefallen, wie 
sie ausgefallen sind. Man hat hier bei der einen oder 
anderen Wortmeldung das Gefühl gehabt, dass die Mit-
glieder des Bürgerrats sich mal eben so etwas Tolles 
ausgedacht haben. Das war nicht so. Es wurde lange 
abgewogen, es wurde diskutiert, und am Ende wurde 
abgestimmt. Sie alle tragen das Ergebnis gemeinsam 
mit. Das könnte manchen in diesem Haus auch mal gut-
tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei uns rennt der Bürgerrat mit seinen Ergebnissen 
offene Türen ein. Bei anderen hat man wiederum den 
Eindruck, die Ergebnisse passten nicht ganz so ins Kon-
zept; so sind die Reden eben auch ausgefallen. Bisher 
fehlten politische Mehrheiten, um bundeseinheitliche Re-
gelungen zu schaffen, oder die Zuständigkeiten der Län-
der standen diesen entgegen.

Lassen Sie uns den Schwung des Bürgerrats mitneh-
men, seine Arbeit wertschätzen und möglichst viele sei-
ner Vorschläge auch umsetzen! Mir liegt auch als Mutter 
an der Stelle besonders die Empfehlung mit der höchsten 
Priorisierung am Herzen. All das, was hier als Kritik 
geäußert wurde, haben die Mitglieder doch auch beraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dem Bürgerrat war all das klar; das ist nichts Neues. Sie 
wussten es und haben trotzdem genau diese Empfehlun-
gen ausgesprochen. Sie haben sich bewusst dafür ent-
schieden. Und sie haben sich im Hinblick auf das gesunde 
Mittagessen für Schul- und Kitakinder dazu entschieden, 
auch wirklich alle zu meinen, auch die Kinder der wohl-
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habenden Eltern. Sie wollten an der Stelle ganz explizit 
keinen Unterschied machen. Das war eine bewusste Ent-
scheidung, und die sollten wir ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker [FDP])

Die Zuständigkeit liegt nicht beim Bund. Deshalb, 
liebe Kolleginnen und Kollegen auch in den Ländern, 
lassen Sie uns das notwendige Geld dafür in die Hand 
nehmen! Das wäre ein Meilenstein für gesunde Ernäh-
rung und soziale Gerechtigkeit in unserem Land und 
eine Anerkennung der Arbeit des Bürgerrats.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10300 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine 
anderen Überweisungsvorschläge. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 7 a auf:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Unterstützung für die Ukraine konsequent 
fortsetzen – Lieferung des Taurus-Marsch-
flugkörpers beschließen
Drucksachen 20/9143, 20/10433

Über die Beschlussempfehlung werden wir später na-
mentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Agnieszka Brugger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Stellen Sie sich vor, Ihre Kinder malen Bilder, nicht 
von Autos, nicht von Blumenwiesen, nicht von Einhör-
nern, sondern von Flugzeugen, die Bomben abwerfen, 
und von Kellern voller Blut! Genau das berichtet das 
Kinderhilfswerk UNICEF aus der Ukraine. Zehntausende 
ukrainische Kinder wurden ihren Familien entrissen, 
nach Russland entführt. Sie müssen in Lagern leben 
und werden gegen ihren Willen zwangsadoptiert. In 
Russland unterstützt das sogenannte Russische Rote 
Kreuz im Auftrag des Putin-Regimes offenbar militäri-
sche Ausbildungslager für Kinder. Jungen und Mädchen 
werden darin gedrillt, Tarnnetze zu flechten und mit Ge-
wehren zu schießen. Die Kindheit wird diesen kleinen 

Wesen in der Ukraine, aber auch in Russland durch die 
Grausamkeit infolge von Putins Krieg geraubt. Diese 
Kinder sollten doch einfach unbekümmert lachen, lernen 
und spielen dürfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die Friedensordnung unse-
res europäischen Kontinents wurde nach zwei verheeren-
den und blutigen Weltkriegen geschmiedet, auch mit der 
Hoffnung, dass dann endlich alle Kinder in Europa in 
Frieden leben können. Es sind Vereinbarungen, die von 
allen Staaten mitgestaltet wurden, auch und gerade von 
Russland. Sie beruhen darauf, dass Grenzen nicht mit 
militärischer Macht verschoben werden. Und sie beruhen 
darauf, dass Konflikte zwischen Staaten am Verhand-
lungstisch und nicht auf dem Schlachtfeld geklärt wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jede russische Rakete, jeder russische Schuss zielt auf 
maximale Zerstörung von Wohnhäusern, Kraftwerken 
und Krankenhäusern, auf den Tod von ukrainischen Kin-
dern, Frauen und Männern. Aber jede Rakete und jeder 
Schuss ist auch eine Attacke auf unsere so kostbare Frie-
densordnung. Diese historischen Errungenschaften dür-
fen wir nicht einfach der brachialen Gewalt preisgeben, 
sondern wir müssen sie entschieden verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Die Menschen in der Ukraine, die Menschen in unse-
rem Land, wir alle hier in den demokratischen Frak-
tionen: Uns alle verbindet die Sehnsucht nach Frieden 
und der große Wunsch nach einem Ende dieser blutigen 
Gewalt in der Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Doch wie lässt sich das erreichen, wenn alle Verhand-
lungsbemühungen vom Kreml mit Bomben beantwortet 
werden und wir sehen, dass die Gewalt in den besetzten 
Gebieten für die Menschen dort mitnichten endet? Des-
halb stehen wir vor der Wahl: Lassen wir die Unterstüt-
zung der Ukraine auslaufen, oder tun wir viel, aber leider 
eben nicht genug? Zögern wir, und wiederholen wir im-
mer dieselben Debatten, bis es zu spät ist, und riskieren 
wir als Politiker damit auch, dass Putin den Krieg am 
Ende doch gewinnen könnte? Dieses Szenario wäre der 
größte Horror für die Menschen in der Ukraine. Aber es 
ist auch die größte Gefahr für unsere Sicherheit und für 
unsere Friedensordnung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Deshalb sollten wir die Ukraine mit aller Kraft so 
unterstützen, dass sie diesen Krieg gewinnen kann – mit 
Diplomatie und neuen Bündnissen, mit humanitärer Hil-
fe, mit lückenlosen Sanktionen und einer Energiepolitik, 
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